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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7 AL 43/08 B 
 
L 30 AL 1155/05 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 57 AL 901/04 (SG Berlin) 
 
 
 
 
……………………………….. , 
 
 

Kläger, Antragsteller 
und Beschwerdeführer, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte, Antragsgegnerin 
und Beschwerdegegnerin. 

 
 
 
 
 

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Juni 2008 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r ,   den Richter   C o s e r i u   und die  

Richterin   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 12. März 

2008 Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger ist in den Vorinstanzen mit seinem Begehren, die Beklagte zu verurteilen, seinen 

Antrag auf Herausgabe einer Kopie des nervenärztlichen Gutachtens vom 24. Juli 1998 zu be-

scheiden und die Merkzeichen "G" oder "aG" in seinen Schwerbehindertenausweis einzu-

tragen, ohne Erfolg geblieben (Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 31. August 

2005; Urteil des Landessozialgerichts <LSG> Berlin-Brandenburg vom 12. März 2008).  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) für die Durchführung des Be-

schwerdeverfahrens ist abzulehnen. Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivil-

prozessordnung (ZPO) kann einem bedürftigen Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor 

dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. An der erforderlichen Erfolgsaussicht 

fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 

Abs 2 SGG) eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG unter 

Berücksichtigung der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgezählten Zulassungsgründe erfolg-

reich begründen könnte.  

 

Das BSG darf gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG die hier angestrebte Revision gegen eine 

Entscheidung des LSG nur zulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder Verfahrens-

mängel geltend gemacht werden und tatsächlich vorliegen. Weder aus dem Akteninhalt noch 

aus dem Klagevorbringen wird deutlich, worin eine grundsätzliche, über den Fall des Klägers 

hinausgehende allgemeine Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG liegen könnte, die recht-

lich noch ungeklärte Fragestellungen aufwirft. Auch eine Abweichung des angefochtenen 

Urteils von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe 

des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) ist nicht zu 

erkennen.  

 

Auch ergeben sich aus dem Akteninhalt keine Anhaltspunkte dafür, dass dem LSG Ver-

fahrensfehler unterlaufen sein könnten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nach § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbsatz 2 SGG der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 

SGG (Aufklärungspflicht) nur gestützt werden kann, wenn er sich auf einen Beweisantrag be-

zieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Auf die inhaltliche Richtig-

keit der Entscheidung kommt es im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht an.  

 

Mit der Ablehnung der beantragten PKH entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts 

im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  
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Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht von einem gemäß § 166 SGG vor dem BSG zu-

gelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt worden ist. Sie ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 

Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG durch Beschluss - ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter - zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG.  
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